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Eigentümerschutzgemeinschaft der 
Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer 

in Mecklenburg-Vorpommern

Immer häufiger erscheinen in
den Beratungen von Haus &
Grund® Eigentümer, die sich
nicht nur durch „Verkehrslärm“
belästigt fühlen, sondern auch
durch „Gewerbelärm“. Wir wer-
den uns in der nächsten Monats-
ausgabe ausführlicher auch mit
dem konkreten Problem am Bei-
spiel des Straßenverkehrslärms
der Mitglieder unseres Boizen-
burger Vereins befassen. Die Ei-
gentümer von Haus & Grund®

Boizenburg fühlen sich von ihrer
Kommune trotz mehrfacher Ein-
wendungen allein gelassen und
wollen die enormen Lärmbelas-
tungen durch den starken Stra-
ßenverkehr nach der Lkw-Maut-
einführung nicht mehr hinneh-
men. Immer mehr „Großkaliber-
LKW“ begeben sich z. B. auf Ne-
benpfade, um Maut-Gebühren
zu sparen und damit die Anwoh-
ner Tag und Nacht extrem zu
nerven.

Denn eigentlich muss bereits
bei der Errichtung einer Straße
oder Anlage nach dem Bundes-
immissionsschutzgesetz (BImSchG)
der Schutz der Bürger vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen und
damit auch vor Gesundheitsge-
fahren und erheblichen Belästi-
gungen durch Lärm gewährleis-
tet werden. Das gilt in erster Li-
nie für alle Bundesstraßen. Als
Anlagen, die Lärm verursachen
können, wären außerdem alle
ortsfesten Einrichtungen wie Fa-
briken, Gewerbebetriebe, Lager-
hallen oder mit dem Boden fest
verbundene technische Aggrega-
te zu nennen. Anlagen, die auf-
grund ihrer Beschaffenheit oder
ihres Betriebes in besonderem
Maße geeignet sind, schädliche
Umwelteinwirkungen hervorzu-
rufen, bedürfen neben der bau-
rechtlichen einer besonderen im-

missionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigung. Eine Liste dieser
„genehmigungsbedürftigen Anla-
gen" enthält die 4. Bundes-Im-
missionsschutzverordnung (4.
BImSchV, Kap. 3.1.1 und 10.1).
Vor Errichtung derartiger Anla-
gen ist durch Geräuschprogno-
sen nachzuweisen, dass sie keine
erheblichen Lärmbelästigungen
im Umfeld verursachen werden.
Wenn eine Belästigung nicht ver-
mieden werden kann, ist die An-
lage nach Bundesrecht nicht ge-
nehmigungsfähig. 

Die Messung und Beurteilung
der Geräuschimmissionen von
gewerblichen Anlagen erfolgt, so-
fern für spezielle Anlagen keine
andere Regelung per Gesetz oder

Verordnung vorgegeben ist oder
Anlagen nicht ausdrücklich vom
Geltungsbereich der TA Lärm
ausgeschlossen sind, entspre-
chend der Technischen Anlei-
tung zum Schutz gegen Lärm aus
dem Jahr 1998 (TA Lärm). Sofern
Geräusche zu Überwachungszwe-
cken messtechnisch erfasst wer-
den, sind entsprechend der Eich-
ordnung geeichte Geräte einzu-
setzen. Der Messort, an welchem
die Einwirkungen erfasst werden,
liegt grundsätzlich bei existieren-
der Bebauung außen in 0,5 m
Abstand vor dem am stärksten
vom Lärm betroffenen Fenster,
ansonsten am zur Anlage nächs-
ten Rand des Grundstücks. In
Sonderfällen (bauliche Verbun-

denheit, Körperschallübertra-
gung, tieffrequente Geräusche)
erfolgt die Messung bei geschlos-
senen Türen und Fenstern inner-
halb der Räume. Geräuschimmis-
sionen werden durch ihren Beur-
teilungspegel und ihren Maxi-
malpegel gekennzeichnet. Der
Beurteilungspegel ist eine „Do-
sis“-Kenngröße für die Schallein-
wirkung, die während der Beur-
teilungszeit (tags von 6.00 Uhr
bis 22.00 Uhr, nachts in der lau-
testen Stunde zwischen 22.00
Uhr und 6.00 Uhr) auftritt. Er be-
ruht auf dem Mittelungspegel
der zu kennzeichnenden Ge-
räuscheinwirkungen und ist ein
Maß für den während der Mes-
sung vorhandenen „mittleren“
A-bewerteten Schalldruckpegel. 

Bei Entscheidungen auf Grund
von Messungen zur Überwa-
chung der Einhaltung des gelten-
den Lärm-Immissionsrichtwertes
wird erst dann von einer Nicht-
einhaltung ausgegangen, wenn
der ermittelte Beurteilungswert
den Richtwert um mehr als 3
dB(A) überschreitet. 

Haus & Grund® Mecklenburg-
Vorpommern rät Eigentümern,
die sich in ihrem Wohnbereich
durch Lärm belästigt fühlen: Sie
sollten sich an ihre Kommune
oder regionalen Staatlichen Um-
weltämter wenden, bzw. zuvor in
ihrem Haus & Grund®-Ortsver-
ein das Problem gemeinsam be-
raten. So könnten ggf. ähnlich
liegende Beschwerden der Eigen-
tümer unter fachkundiger recht-
licher Begleitung gebündelt und
auf kommunaler Ebene besser
angegangen, zumindest einge-
schränkt oder sogar beseitigt wer-
den.

Ma H & G M-V

Zunehmende Geräuschbeläs-
tigungen nerven Bewohner

Lärmschutzwände können Lärm zwar vermindern, jedoch nicht ver-
hindern.

Liebe Leser, 

kürzlich wurde bekannt dass
Bündnis 90/Die Grünen offen-
sichtlich mit ihrem Koalitions-
partner der SPD auf Bundesebene
eine Einigung erzielt haben, wo-
nach zukünftig der Farbvandalis-
mus als Straftatbestand durch ei-
ne Änderung des Strafgesetzbu-
ches (§ 303) gewertet wird. Die
Vertreter von Bündnis 90/Die
Grünen lenkten beim Vorgehen
gegen den Farbvandalismus in-
zwischen zwar ein, die im Ent-
wurf vorgestellten Formulierun-
gen sind jedoch nach wie vor
schwammig auslegbar und tra-
gen keinesfalls zur absoluten
Rechtssicherheit für uns Eigentü-
mer bei. 

Wir als betroffene Haus- oder
Wohnungseigentümer haben seit
langem darauf gehofft, dass ein
jahrelanger Streit beendet wird
und zukünftig Farbschmierer
strafrechtlich zur Verantwortung
gezogen werden können. Nun se-
hen wir uns aber erneut als „Ge-
linkte“, wenn wir die Pressemit-
teilungen von SPD und Bündnis
90/Die Grünen zu dieser Thema-
tik lesen. Angeblich sollten
durch die erzielte Einigung die
Grauzonen in der Rechtspre-
chung beseitigt werden. Zukünf-
tig soll § 303 klarstellen, dass der-
jenige, der das äußere Erschei-

nungsbild einer fremden Sache
erheblich und dauerhaft verän-
dert, obwohl er hierzu nicht be-
rechtigt ist, sich strafbar macht.
Doch was heißt ganz konkret
„erheblich und dauerhaft verän-
dert“? Diese Formulierungen
sind äußerst schwammig gestal-
tet und verheißen für die durch
Schmierereien Betroffenen wei-
terhin nichts Gutes, sondern
sind vor Gericht variabel ausleg-
bar und tragen wenig zu der von
Haus & Grund® erhofften
Rechtssicherheit bei.

In der derzeitigen Formulie-
rung des § 303 Abs. 1 StGB heißt
es: „Wer rechtswidrig eine frem-
de Sache beschädigt oder zer-
stört, wird mit Freiheitsstrafen
bis zu 2 Jahren oder mit Geld-
strafen bestraft“. Die meisten
Richter sahen und sehen jedoch
in einem Angriff mit der Farb-
spraydose keine Sachbeschädi-
gung, zumal bei Putzfassaden
nach Meinung dieser Gerichte
ein „relativ einfaches Entfernen“
möglich wäre. Sicherlich hat sich
bisher keiner dieser Herren mit
der konkreten Beseitigung be-
fasst, sonst käme er zu einem an-
deren Urteil. Wenn Farben in dif-
fuse Baustoffe, wie es Ziegelsteine
oder Sandsteine einmal sind, ein-
dringen, schafft es der beste
„Graffiti-Entferner“ nicht, die
Stellen in ihrer ursprünglichen

Form wieder herzurichten. Auf
alle Fälle bleiben die wie in einen
Schwamm eingezogenen Restfar-
ben in der Substanz bestehen,
das Erscheinungsbild der Fassa-
den bleibt damit „erheblich und
dauerhaft verändert“. Welche
Kosten außerdem allein ein Ver-
such der Beseitigung von
Schmierereien verursacht, wird
kaum berücksichtigt. Ein kom-
plexer Schadensersatz für betrof-
fene Eigentümer vom Verursa-
cher wäre erforderlich. 

Unsere Forderung auf eine
wirksame Regelung, die unser Ei-
gentum vor einem solchen Farb-
vandalismus schützt, ist damit
weiterhin überfällig. Sie muss
klar, deutlich und unmissver-
ständlich juristisch verwendbar
sein. Die Forderung von Haus &
Grund®  wäre relativ einfach
umzusetzen, wenn § 303 Abs. 1
StGB zukünftig lautet: „Wer
rechtswidrig eine fremde Sache
zerstört, beschädigt oder das Er-
scheinungsbild der Sache gegen
den Willen des Eigentümers oder
sonst Berechtigten verändert,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu 2
Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft“.

Unseren Berliner Volksvertre-
tern scheint es immer noch nicht
klar zu sein, dass verschmierte
Fassaden oder Häuser zu einem
absoluten Niedergang der Auf-

enthaltsqualität sowie der Wohn-
qualität und damit zur Herabset-
zung des potenziellen Mietni-
veaus führen. Zusätzlich setzt in
den betroffenen Gebieten ein
Werteverfall ein, wenn unsere
Politiker nicht eindeutig und
rechtswirksam gegensteuern.
Nicht nur wir Eigentümer im
Tourismusland Mecklenburg-
Vorpommern sollten uns daher
in Sachen Vorgehen gegen Farb-
vandalismus zufrieden geben,
sondern gemeinsam mit allen
Betroffenen, wie Nahverkehr,
Bahn, Post usw. den Druck auf
die Politik weiter aufrecht erhal-
ten.

Übrigens: Graffiti als Kunst-
form kann von jedem Bundes-
bürger auf oder an seinem per-
sönlichen Eigentum frei betrie-
ben werden, sei es Zeichenkar-
ton oder eine Wandfläche. Gute
Beispiele dazu gibt es auf der
ganzen Welt. Dieses hat jedoch
gar nichts mit den illegalen,
meist irrationalen und boshaften
Farbschmierereien auf fremdem
Eigentum zu tun. Daher wird der
Begriff „Graffiti“ immer wieder
(auch in den bisherigen Urteilen)
falsch verwendet. Vandalismus
und Graffiti sind also rechtlich
bei weitem nicht das Gleiche!

Ihr Erwin Mantik

Farbvandalismus weiterhin mit
allen Mitteln bekämpfen
Haus & Grund® Mecklenburg-Vorpommern bezweifelt Ernsthaftigkeit der Politik.

Erneut erlebt Haus & Grund®

Mecklenburg-Vorpommern das
Vorgehen der Bundesregierung
als eine verwirrende Form einer
Gefälligkeitsgesetzgebung zu
Gunsten der Mieterschaft. Diese
erneute Schlechterstellung von
Vermietern gegenüber ihren Ver-
tragspartnern ist angesichts der
miserablen Situation auf dem
Vermietungsmarkt in Mecklen-
burg-Vorpommern schwer ver-
ständlich.

Der Deutsche Bundestag hatte
am 17.03.2005 neue Kündi-
gungsfristen für so genannte Alt-
mietverträge beschlossen. Für
Mieter soll nunmehr selbst dann

eine dreimonatige Kündigungs-
frist gelten, wenn in vor In-Kraft-
Treten der Mietrechtsreform am
1.09.2001 abgeschlossenen For-
mularmietverträgen längere Kün-
digungsfristen vereinbart worden
sind. Allerdings muss das Gesetz
noch den Bundesrat passieren. Es
soll zum 1.06.2005 in Kraft tre-
ten. Auch wenn sich der Bundes-
rat gegen dieses Gesetz aussprä-
che, könnte es dennoch durch
die rot-grüne Mehrheit im Bun-
destag in Kraft treten und einsei-
tig die Vermieter trotz klarer
Mietvertragsvereinbarungen ge-
genüber den Mietern benachtei-
ligen.

Kommen neue
Kündigungsfristen
bei Altmietverträgen?

HAUS & GRUND SCHWERIN

Tag der offenen Tür 
am 15. Juni 2005 ab 16 Uhr in der 
Schweriner Mecklenburgstraße 64

In der Geschäftsstelle von Haus & Grund® Schwerin e.V. fin-
det der diesjährige Tag der offenen Tür am 15.06.2005 in der
Zeit von 16 bis 18 Uhr statt, zu dem alle Mitglieder und Inte-
ressierten wieder herzlich eingeladen sind. 

Jeweils halbstündlich wechseln Kurzvortragsthemen zu ak-
tuellen Fragen des Mietrechts und zu Versicherungsfragen
rund um das Eigentum. Liebe Mitglieder, bitte bringen Sie Ih-
re Freunde und Nachbarn als Gäste mit, berichten Sie von un-
serem umfangreichen Beratungs- und Serviceangebot für alle
Haus &Grund®-Mitglieder. Werben kann jeder von Ihnen –
helfen Sie mit, unsere Mitgliederbasis weiter zu stärken.

Der Vorstand

Wie die Pressestelle des Bundes-
gerichtshofs am 6.04.2005 mit-
teilte, hatte dieser sich mit der
Frage zu befassen, ob ein Vermie-
ter während eines laufenden
Mietverhältnisses vom Mieter
Zahlung eines Kostenvorschusses
für die Durchführung vertraglich
übernommener Schönheitsrepa-
raturen verlangen kann, wenn
der Mieter damit in Verzug war.
Der Senat hat dies in Fortfüh-
rung seiner früheren Rechtspre-
chung zum Gewerbemietraum-
recht ebenfalls bejaht.

Nach dem zu Grunde liegen-
den Sachverhalt war der Beklagte
Mieter einer Wohnung im Hause
der Klägerin. Im Mietvertrag aus
dem Jahre 1958 war vereinbart,
dass die Schönheitsreparaturen
vom Mieter getragen werden
sollten. Bestimmte Fristen für
die Durchführung der Arbeiten
waren nicht vereinbart. Mit der
Klage hat die Klägerin den Be-
klagten auf Zahlung eines Kos-
tenvorschusses von ca. 13.000
Euro zur Vornahme der Schön-
heitsreparaturen in Anspruch ge-
nommen. Der Beklagte hatte bis-
her trotz entsprechender Auffor-
derungen keine Schönheitsrepa-
raturen in der angemieteten
Wohnung ausgeführt. Die Woh-
nung war renovierungsbedürftig,
der Aufwand für die Renovie-
rung belief sich nach dem vorge-
gebenen Kostenvoranschlag auf
den eingeklagten Betrag. Das
Amtsgericht hatte die Klage zu-
nächst abgewiesen, das Landge-
richt dagegen den beklagten
Mieter zur Zahlung auf Vor-
schuss verurteilt.

Der Senat hat das Urteil des
Landgerichts bestätigt. Er nahm
dabei zunächst auf sein Urteil
aus dem Jahr 1990 (BGHZ 111,

301) Bezug. In der damaligen
Entscheidung hatte der Senat für
einen Fall der Gewerberaummie-
te ausgesprochen, dass der Ver-
mieter, sofern der Mieter die
Pflicht zur Durchführung von
Schönheitsreparaturen übernom-
men hat, auch während des lau-
fenden Mietverhältnisses die
Vornahme solcher Reparaturen
vom Mieter verlangen kann. Der
Senat hat in seiner heutigen Ent-
scheidung klargestellt, dass dies
auch für die Wohnraummiete
gelte und dass der Anspruch des
Vermieters mangels eines Fristen-
plans fällig werde, sobald die
Mietwohnung bei objektiver Be-
trachtungsweise renovierungsbe-
dürftig sei. Dies gelte unabhängig
davon, ob infolge bislang unter-
lassener Renovierungen bereits
die Substanz der Wohnung ge-
fährdet sei. Damit hat der Senat
verschiedentlich anders lauten-
den Entscheidungen der Instanz-
gerichte eine Absage erteilt und
eine klare Aussage getroffen.

Wenn der Mieter seiner Ver-
pflichtung zur Renovierung
nicht rechtzeitig nachkommt,
kann der Vermieter einen Vor-
schuss in Höhe der voraussichtli-
chen Kosten verlangen und die
Maßnahme selbst durchführen
(Urteil vom 6. April 2005 – VIII
ZR 192/04).

Diese erfreuliche Rechtspre-
chung setzt allerdings voraus,
dass der Mieter durch eine wirk-
same Vereinbarung im Mietver-
trag zu den Schönheitsreparatu-
ren verpflichtet worden ist. Fehlt
eine derartige wirksame Verein-
barung, bleibt der Vermieter auf
den Kosten sitzen. Es ist dann al-
so die Aufgabe des Vermieters,
die Schönheitsreparaturen auf
seine Kosten auszuführen.

Anspruch des Vermieters 
auf Kostenvorschuss für 
Schönheitsreparaturen
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IMPRESSUM
Liebe H&G-Mitglieder, 

möchten Sie sich aktiv an
der Verbesserung unserer
Zeitung H&G M-V beteili-
gen? 
Die Redaktion benötigt
mehr Text- und Bildinfor-
mationen aus Ihrem H&G-
Verein, damit dieser noch
besser in unserem Blatt
einbezogen werden kann.
Rufen Sie bitte die H&G-
Geschäftsstelle in Schwe-
rin an, wenn Sie an einer
Mitgestaltung interessiert
sind.

Ihre Redaktion
H&G M-V

Ansprüche des Vermieters gegen-
über seinem Mieter unterliegen
der Verjährung (§ 194 Abs. 1
BGB). Nach Eintritt der Verjäh-
rung ist ein Schuldner berechtigt,
die Leistung zu verweigern 
(§ 214 Abs. 1 BGB). Dieses Recht
kann er als Einrede geltend ma-
chen. Das bedeutet, er kann sich
auf dieses Recht berufen kann (er
muss es jedoch nicht).

Im Mietrecht gelten im Allge-
meinen drei Varianten von ge-
setzlichen Verjährungsfristen:
• sechs Monate, 
• drei Jahre bzw. 
• 30 Jahre.

1. Verjährungsfrist von
sechs Monaten

Nach Ablauf von sechs Mona-
ten verjähren gemäß § 548 Abs. 1
BGB Ansprüche auf Durchfüh-
rung von Schönheitsreparaturen
(§ 535 Abs. 1 S. 2 BGB) und An-
sprüche auf Schadenersatz wegen
nicht ausgeführter Schönheitsre-
paraturen (§ 535 Abs. 1, 280 Abs.
1, 3 BGB) und Ansprüche auf
Schadenersatz wegen Verände-
rung/ Verschlechterung der Miet-
sache (§ 548 Abs. 1 BGB). Die
Verjährung beginnt jeweils mit
Beendigung des Mietverhältnis-
ses, nicht aber vor Rückgabe der
Mietsache.

Bis vor kurzem war umstritten,
ob auch die Verjährungsfrist für
Schadenersatzansprüche wegen
nicht ausgeführter Schönheitsre-
paraturen bereits mit Rückgabe
der Mietsache zu laufen beginnt,
wenn zu diesem Zeitpunkt noch
keine Fristsetzung mit Ableh-
nungsandrohung zur Durchfüh-
rung der Schönheitsreparaturen
erfolgt war und damit die Über-
leitung des Anspruches auf
Durchführung auf Vornahme
der Schönheitsreparaturen in ei-
nen Anspruch auf Zahlung von
Geld in Form von Schadenersatz
nicht erfolgt war. In diesem Fall
würde die Verjährungsfrist für
den Anspruch beginnen, bevor
der Anspruch als solcher ent-

standen ist. Diesem Streit hat ei-
ne aktuelle Entscheidung des
BGH (Urteil vom 19.01.2005;
VIII ZR 114/ 04) nun ein Ende
gesetzt. Nach Auffassung des
BGH beginnt die Verjährung der
Schadenersatzansprüche des Ver-
mieters auch dann mit dem Zeit-
punkt, in dem er die Mietsache
zurückhält, wenn die Ansprüche
erst zu einem späteren Zeitpunkt
entstehen. Der BGH begründet
seine Auffassung damit, dass ge-
mäß § 200 S. 1 BGB die Verjäh-
rungsfrist von Ansprüchen, die
nicht der regelmäßigen Verjäh-
rung unterliegen, mit der Entste-
hung des Anspruchs beginnt, so-
weit nicht ein anderer Verjäh-
rungsbeginn bestimmend ist.
Gemäß § 548 Abs. 1 S. 2 BGB ist
jedoch ausdrücklich bestimmt,
dass die Verjährungsfrist nicht
mit der Anspruchentstehung,
sondern mit dem Zeitpunkt der
Rückgabe der Mietsache beginnt.
Es handelt sich bei § 548 Abs. 1
S. 2 BGB somit um eine abwei-
chende Bestimmung i. S. d. § 200
S. 1 BGB.

2. Verjährungsfrist von
drei Jahren

Gemäß §§ 195, 199 Abs. 1, Abs.
4 BGB verjähren die Ansprüche
auf Zahlung der Miete (§ 535
Abs. 2 BGB), die Ansprüche auf
Zahlung von Nebenkosten (§ 535
Abs. 2 BGB), die Ansprüche auf
Nutzungsentschädigung (§ 546 a
Abs. 1 BGB) sowie auf Herausga-
be/Rückgabe der Mietsache, ein-
schließlich Zubehör (§ 546 Abs. 1
BGB) nach drei Jahren. Verjäh-
rungsbeginn ist jeweils der
Schluss des Jahres der Anspruchs-
entstehung und der Kenntnis
über Umstände und Person des
Schuldners.

Zu beachten ist beim Anspruch
auf Zahlung von Nebenkosten je-
doch, dass für den Anspruch auf
Nachzahlung von Nebenkosten
aus einer Betriebskostenabrech-
nung eine Ausschlussfrist gemäß
§ 556 Abs. 3 S. 2 BGB besteht.

Danach ist die Abrechnung dem
Mieter spätestens bis zum Ablauf
des 12. Monats vor Ende des Ab-
rechnungszeitraums mitzuteilen.
Nach Ablauf dieser Frist ist die
Geltendmachung einer Nachfor-
derung durch den Vermieter aus-
geschlossen, es sei denn, der Ver-
mieter hat die verspätete Gel-
tendmachung nicht zu vertreten.
Die Ausschlussfrist verhindert so-
mit bereits das Entstehen eines
Zahlungsanspruches. Ist die Ab-
rechnung fristgerecht erfolgt und
der Nachzahlungsanspruch ent-
standen, unterliegt er der oben
dargestellten dreijährigen Verjäh-
rung.

3. Verjährungsfrist von 
30 Jahren

Der dreißigjährigen Verjährung
unterliegt gemäß §§ 197 Abs. 1
Nr. 1, 200 BGB der Anspruch auf
Herausgabe/Rückgabe der Miet-
sache einschließlich des Zube-
hörs aus der Stellung des Vermie-
ters als Eigentümer heraus (§ 985
BGB). Die Verjährung beginnt
mit der Beendigung des Mietver-
hältnisses.

Hemmung einer
Verjährung

Bei der Hemmung der Verjäh-
rung wird der Zeitraum, während
dessen die Verjährung gehemmt
ist, nicht in die Verjährungsfrist
eingerechnet. Die Verjährungs-
frist beginnt also nicht neu zu
laufen.

Eine Hemmung der Verjährung
tritt gemäß § 203 BGB im Falle
der Verhandlungen ein. Schwe-
ben zwischen dem Schuldner
und dem Gläubiger Verhandlun-
gen über den Anspruch oder die
den Anspruch begründenden
Umstände, so ist die Verjährung
gehemmt, bis der eine oder der
andere Teil die Fortsetzung der
Verhandlung verweigert. 

Ein „Verhandeln“ ist dabei sehr
weit auszulegen. Darunter fällt
jeder Meinungsaustausch über

den Schaden, wenn nicht sofort
erkennbar eine Ersatzpflicht ab-
gelehnt wird. Die Verhandlun-
gen sind beendet, wenn Sie von
einer Partei abgebrochen werden.
Hierzu genügt es nicht, wenn die
in Anspruch genommene Partei
ihre Ersatzpflicht verneint. Viel-
mehr muss sie zugleich klar und
eindeutig den Abbruch der Ver-
handlung zum Ausdruck brin-
gen. Problematisch ist der Fall,
wenn die Verhandlungen von
beiden Seiten nicht weiter betrie-
ben werden, also „einschlafen“. 

Nach der bisherigen Rechtspre-
chung des BGH zu § 852 Abs. 2
BGB endet die Hemmung zu
dem Zeitpunkt, in dem der
nächste Schritt nach Treu und
Glauben zu erwarten gewesen
wäre.

Weiterhin tritt Hemmung der
Verjährung durch Rechtsverfol-
gung gemäß § 204 BGB ein. Da-
nach wird die Verjährung ge-
hemmt durch Klageerhebung,
Zustellung eines Mahnbescheids
im Mahnverfahren, die Geltend-
machung der Aufrechnung des
Anspruchs im Prozess, die Zustel-
lung der Streitverkündigung, die
Zustellung des Antrags auf
Durchführung eines selbstständi-
gen Beweisverfahrens, die An-
meldung des Anspruchs im In-
solvenzverfahren sowie ferner in
einigen im Gesetz geregelten
Sonderfällen. 

Gemäß § 204 Abs. 2 BGB endet
die Hemmung sechs Monate
nach der rechtskräftigen Ent-
scheidung oder anderweitigen
Beendigung des eingeleiteten
Verfahrens. Gerät das Verfahren
dadurch in Stillstand, dass die
Parteien es nicht betreiben, so
tritt an Stelle der Beendigung des
Verfahrens die letzte Verfahrens-
handlung der Parteien, des Ge-
richts oder der sonst mit dem
Verfahren befassten Stelle. Die
Hemmung beginnt erneut, wenn
eine der Parteien das Verfahren
weiter betreibt.

Verjährungsfristen bei Ansprüchen eines
Vermieters

Das Einkommensteuerrecht bie-
tet mehrere Möglichkeiten, die
Steuerschuld im Zusammenhang
mit der Erhaltung von Denkma-
len zu mindern. 

Abweichend von der Abset-
zung für Abnutzung nach § 7 Ab-
satz 4 Einkommensteuergesetz
(lineare AfA in Höhe von regel-
mäßig 2 beziehungsweise 2,5
Prozent) besteht für Herstel-
lungskosten bzw. Anschaffungs-
kosten für Baumaßnahmen, die
zur Erhaltung eines Baudenkmals
oder seiner sinnvollen Nutzung
erforderlich sind, die Möglichkeit
der Absetzung für Abnutzung
nach § 7 i Einkommensteuerge-
setz im Jahr der Fertigstellung
und in den folgenden neun Jah-
ren jährlich mit zehn Prozent der
aufgewendeten Kosten.  Notwen-
dig ist aber immer eine vorherige
Abstimmung aller Maßnahmen
mit den zuständigen Denkmal-
schutzbehörden. Diese erteilt die
für die Inanspruchnahme der
Steuervergünstigungen notwen-
dige Bescheinigung. Hat die
Denkmalbehörde die Herstel-
lungskosten einer Tiefgarage in
die nach § 7 i Absatz 2 Einkom-
mensteuergesetz erteilte Beschei-
nigung aufgenommen, ist diese
denkmalrechtliche Beurteilung

auch steuerrechtlich bindend,
wenn zwischen den Baulichkei-
ten ein einheitlicher Nutzungs-
und Funktionszusammenhang
besteht, der auch in der bauli-
chen Verbindung zum Ausdruck
kommt und die Tiefgarage des-
halb kein selbstständiges Gebäu-
de, sondern Teil des Denkmals
ist, so die Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs in einem aktuellen
Fall.

Die Kläger waren Mitglieder ei-
ner Bauherrengemeinschaft, die
eine denkmalgeschützte Hofan-
lage erworben, in Abstimmung
mit der Denkmalbehörde restau-
riert, teilweise umgebaut und in
Eigentumswohnungen umge-
wandelt hatten. Dabei wurde un-
ter der Hofanlage entsprechend
einer Auflage der Denkmalbehör-
de eine Tiefgarage gebaut.  Der
Bundesfinanzhof hat im entspre-
chenden Fall entschieden, dass
zwischen dem Wohngebäude
und der Tiefgarage ein einheitli-
cher Nutzungs- und Funktions-
zusammenhang bestehe. Somit
ist die Tiefgarage Bestandteil des
steuerlich begünstigten Hofge-
bäudes und nach § 7 i Absatz 2
Einkommensteuergesetz abzu-
schreiben (BFH-Urteil vom
14.1.2003, Az. IX R 72/00).

Tiefgarage kann Teil eines
Denkmals sein

GEWERBERAUMVERMIETUNG

Der Betrieb eines entgeltpflichti-
gen Parkplatzes für Kurzparker
entspricht dem Bild eines Gewer-
bebetriebes und führt zu gewerb-
lichen Einkünften.

Einem Urteil des Bundesfi-
nanzhofes lag folgender Sachver-
halt zu Grunde: Die Klägerin be-
wirtschaftete ein unbebautes
Grundstück in Form eines Kurz-
zeitparkplatzes. Innerhalb der
Öffnungszeiten werden den Nut-
zern Parkzettel mit handschriftli-
cher Eintragung der Ankunftszei-
ten durch eine Aufsicht führende
Person ausgehändigt. Die Ab-
rechnung erfolgte beim Verlassen
des Platzes. Außerhalb der Öff-
nungszeiten konnte der Park-
platz unentgeltlich genutzt wer-

den. Bei der Einkommenserklä-
rung erfasste die Steuerpflichtige
die Einkünfte aus Parkraumbe-
wirtschaftung als solche aus Ver-
mietung und Verpachtung.

Der Bundesfinanzhof ent-
schied entgegen der Auffassung
der Klägerin. In der Begründung
hierzu heißt es, dass die Klägerin
mit dem Betrieb des Parkplatzes
selbstständig, nachhaltig und
mit Gewinnerzielungsabsicht am
allgemeinen wirtschaftlichen
Verkehr teilnehme. Die Tätigkeit
ist nach dem Gesamtbild nicht
als vermögensverwaltend, son-
dern als unternehmerisch zu be-
werten (BFH-Urteil vom
9.4.2003, Az. X R 21/00).

Parkplatzbetreiber erzielt
gewerbliche Einkünfte

Eine Mehrzahl von Mehrfamili-
enhäusern kann grundsätzlich
nicht „Zählobjekt“ im Sinne der
so genannten Drei-Objekt-Gren-
ze sein. Dies gilt insbesondere
dann nicht, so der Bundesfinanz-
hof, wenn es sich um ganze Häu-
serzeilen bzw. Straßenabschnitte
handelt. Daran ändere auch eine
grundbuchliche Vereinigung/Zu-
sammenfassung aller Mehrfami-
lienhäuser nichts.

Im Urteilsfall erwarb und ver-
äußerte der Steuerpflichtige in-
nerhalb von drei Jahren mehrere
Mehrfamilienhäuser und Häuser
mit Wohn- und gewerblicher
Nutzung. Er führte folgende Ar-
gumente für das Vorliegen einer
wirtschaftlichen Einheit und da-
mit gegen die Annahme einzel-
ner Zählobjekte an: Mehrere
Häuser haben ein gemeinsames
Dach; Garagen, die hinter einer
anderen Häuserzeile liegen, sind

nur über eine einzige Zufahrt er-
reichbar, ein Gebäudekomplex
wird durch eine einheitliche Hei-
zungsanlage versorgt. Weder da-
durch noch durch den Aspekt
der grundbuchlichen Zusam-
menfassung der Grundstücke zu
einer Einheit konnte der Steuer-
pflichtige allerdings die Objekt-
zählung beeinflussen.

In der Begründung des Urteils
heißt es, dass das bloße Aneinan-
dergrenzen von rechtlich selbst-
ständigen bebauten Grundstü-
cken diese nach der Verkehrsauf-
fassung nicht zu einer wirtschaft-
lichen Einheit macht. Es gibt
grundsätzlich keine Verkehrsauf-
fassung, die es zulassen oder gar
fordern würde, selbstständig
nutzbare und veräußerbare
Mehrfamilienhäuser zu einer
Einheit zusammenzufassen (BFH-
Urteil vom 3.08.2004, Az. X R
40/03). 

Mehrfamilienhausgrundstücke

GEWERBLICHER GRUNDSTÜCKSHANDEL

Über einen „eigenen Hausstand“
im Sinne einer doppelten Haus-
haltsführung verfügt auch derje-
nige unverheiratete Arbeitneh-
mer, dessen „Heimatwohnung“
keine eigenen Sanitäreinrichtun-
gen hat (BFH-Urteil vom
14.10.2004, Az. VI R 82/02).

Im Urteilsfall wohnte der Ar-
beitnehmer in einem Anwesen
der Eltern, das aus zwei durch ei-
ne Grundmauer verbundenen äl-
teren Häusern besteht. Dabei be-
wohnte er in einem der Häuser
ein Wohn- bzw. Schlafzimmer
sowie eine Küche im Oberge-
schoss. Seine Schwester bewohn-

te das Erdgeschoss in diesem
Haus. Beiden stand eine vom
Treppenhaus zugängliche Sani-
täreinheit zur Verfügung.

In der Begründung des Urteils
heißt es, dass die von den Eltern
überlassenen Räumlichkeiten
dem Arbeitnehmer eine eigen-
ständige Haushaltsführung er-
möglichten, ohne dass er dabei
als Gast in einen fremden, seiner
Einflussnahme nicht unterlie-
genden Hausstand eingegliedert
gewesen wäre. Unerheblich da-
bei sei, dass er die Sanitäreinrich-
tung mit seiner Schwester teilen
musste.

„Eigener Hausstand“ auch ohne
eigenes Bad

DOPPELTE HAUSHALTSFÜHRUNG

Die Vorteile aus einem unent-
geltlich eingeräumten Woh-
nungsrecht sind als laufender Ar-
beitslohn zu erfassen, wenn sie
Ertrag aus dem individuellen
Dienstverhältnis darstellen. Der
Zufluss der Einnahmen erfolgt
mit der laufenden Nutzung. Eine
Wohnung mit außergewöhnli-
cher Ausstattung kann dabei
nicht mit den amtlichen Sachbe-
zugswerten angesetzt werden.

Im zu Grunde liegenden Fall
wurde einer leitenden Angestell-
ten einer Offenen Handelsgesell-
schaft (OHG) eine 180 Quadrat-
meter große Wohnung ein-
schließlich Terrasse, Saunaraum
und Kfz-Einstellplatz zur Nut-
zung überlassen. Die Ausübung
des dinglich gesicherten Woh-
nungsrechts sollte bis zur Pensio-
nierung entgeltlich erfolgen. Ein
besonderes Entgelt für die Nut-
zung der Wohnung, für Heizung,
Strom und Wasser sowie für die

Kostenfreie Überlassung einer
Luxuswohnung

LAUFENDER ARBEITSLOHN

Wohnungsreinigung wurde aber
nicht gezahlt. Das entsprechende
Grundstück gehörte zum Grund-
vermögen einer Gesellschaft bür-
gerlichen Rechts (GbR). Die Ge-
sellschafter der GbR und der
OHG waren personenidentisch.
Der Bundesfinanzhof hat ent-
schieden, dass auch Zuwendun-
gen eines Dritten Arbeitslohn
darstellen, wenn die Zuwendun-
gen als Entgelt für Arbeitnehmer-
Leistungen im Rahmen seines
Dienstverhältnisses gewährt wer-
den. Der Bezug zum bestehenden
Arbeitsverhältnis wurde in die-
sem Fall darin erkannt, dass eine
wettbewerbsrechtliche Klausel
im Vertrag aufgenommen wurde.
Weiterhin wurde vereinbart, dass
die Ausübung des Wohnrechts
entgeltlich sein solle. Da jedoch
kein besonderes Entgelt geregelt
und gezahlt wurde, kann die Ge-
genleistung nur im Erbringen der
Arbeitsleistung liegen. Gemäß
ständiger Rechtsprechung wurde
bestätigt, dass der Vorteil aus
dem Wohnungsrecht dem Steu-
erpflichtigen erst mit der laufen-
den Nutzung, jeweils monatlich
mit der ersparten Miete, zufließt.
Der zugeflossene geldwerte Vor-
teil kann dabei nicht anhand der
amtlichen Sachbezugswerte be-
wertet werden, die nur auf übli-
che, vergleichbare Fälle Anwen-
dung finden. Verfassungsrecht-
lich sind die tatsächlichen Werte
maßgeblich. Der Wert einer
Wohnung mit außergewöhnli-
cher Ausstattung (Luxuswoh-
nung) ist in keiner Weise mit
dem einheitlich festgesetzten
Sachbezugswert vergleichbar. Die
Bewertung erfolgt nach der orts-
üblichen Wohnungsmiete und
den tatsächlichen Kosten der üb-
rigen Vorteile (BFH-Urteil vom
19.8.2004, Az. VI R 33/97). 

Kosten für Gartenarbeiten kön-
nen anteilig den Kosten des
häuslichen Arbeitszimmers zuge-
rechnet werden, wenn eine Repa-
ratur des Gebäudes die Schäden
im Garten verursacht hat. Dabei
werden nur die Aufwendungen
berücksichtigt, die der Wieder-
herstellung des ursprünglichen
Zustands dienen.  Im Streitfall
unterhielten Eheleute jeweils für
berufliche Zwecke ein häusliches
Arbeitszimmer. Bei der Abdich-
tung der Außenmauern am selbst
genutzten Einfamilienhaus wur-
den Gartenarbeiten fällig. Die im
Zusammenhang mit der Wieder-
herstellung des Gartens angefal-
lenen Aufwendungen wurden
einschließlich der übrigen Repa-
raturkosten des Gebäudes antei-
lig den Kosten der häuslichen Ar-
beitszimmer der Eheleute zuge-
rechnet und als Werbungskosten
bei den Einkünften aus nicht-
selbstständiger Tätigkeit abgezo-

gen.  Der Bundesfinanzhof ent-
schied, dass anteilige Kosten für
Gartenarbeiten dem Grunde
nach Werbungskosten für ein
häusliches Arbeitszimmer sein
können. Ist die Reparatur am
Haus Auslöser für die Arbeiten
am Garten, besteht der erforder-
liche Veranlassungszusammen-
hang. So ein mittelbarer Zusam-
menhang ist ausreichend, dass
auch die Aufwendungen für den
Garten objektiv im Zusammen-
hang mit dem Beruf stehen und
ihn subjektiv fördern. Neben den
Reparaturkosten des Gebäudes
fallen somit auch die anteiligen
Aufwendungen für den Garten
unter die abziehbaren Aufwen-
dungen für ein häusliches Ar-
beitszimmer, soweit durch die
Arbeiten lediglich der ursprüngli-
che Zustand wiederhergestellt
wird (BFH-Urteil vom 6.10.2004,
Az. VI R 27/01).

Kosten für den Garten sind an-
teilig zuzurechnen

HÄUSLICHES ARBEITSZIMMER
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Die Bundesregierung hat am
11.04.2004 (Drucksache 15/
5226) den Entwurf eines 2. Ge-
setzes zur Änderung des Energie-
einsparungsgesetzes eingebracht.
Wir hatten unsere Haus &
Grund®-Mitglieder bereits mehr-
fach vorsorglich auf die Einfüh-
rung des Gesetzes hingewiesen.

Die Bundesregierung kann
nun auf Grund dieses Gesetzes
die europäische Richtlinie um-
setzen und durch Rechtsverord-
nung die Inhalte und die Ver-
wendung von Energieausweisen
regeln. Diese künftige Rechtsver-
ordnung wird dann genau be-
stimmen, welche Angaben und

Kennwerte hinsichtlich der
Energieeffizienz im Energieaus-
weis beinhaltet sein müssen.
Nach Verabschiedung des Geset-
zes können dann die in der Bera-
tung befindlichen und zurzeit
noch nicht bekannten Inhalte
von Energieausweisen bzw. Ener-
giepässen verordnet werden.

Angaben und Inhalte künftiger
Energieausweise

Vom Präsidenten des Landesver-
bandes Haus & Grund® Mecklen-
burg-Vorpommern, Lutz Hein-
ecke, wurde der Ehrenpräsident
des Verbandes, Erwin Mantik, für
eine Tätigkeit als ehrenamtlicher
Richter am Finanzgericht Meck-
lenburg-Vorpommern in Greifs-
wald vorgeschlagen und dort in-
zwischen für die nächsten fünf
Jahre vereidigt. Seine Wahl er-
folgte zuvor von einer Kommissi-
on des Landtages. Damit wurde
erstmals seit der Wende ein Ver-
treter von Haus & Grund® in die
Finanzgerichtsbarkeit des Landes
einbezogen.

Dem Finanzgericht in Meck-
lenburg-Vorpommern unter-
liegen u. a. Streitigkeiten über
Abgabenangelegenheiten, die
durch die Finanzbehörden des
Bundes oder des Landes verwal-
tet oder vollzogen werden. Da-

runter fallen insbesondere Ver-
fahren gegen Steuerbescheide
und Steuerverwaltungsakte (z. B.
Steuermessbescheide, Feststel-
lungsbescheide, Verspätungszu-
schläge etc.). Die Finanzgerichts-
barkeit ist aus der Verwaltungs-

gerichtsbarkeit ausgegliedert.
Das Finanzgericht ist für das
ganze Land Mecklenburg-Vor-
pommern zuständig. Seine Ent-
scheidungen können ggf. vor
dem Bundesfinanzhof angegrif-
fen werden. 

H & G-Vertreter inzwischen auch
am Finanzgericht des Landes

KURZ INFORMIERT

Das Finanzgericht Mecklenburg-Vorpommern in der Langen Straße
der Hansestadt Greifswald

Durch fehlende Schutzmaßnah-
men gegen Feuchte aus dem Erd-
reich sind heute zunehmend
Schäden an vielen Häusern, ins-
besondere in den Kellern sicht-
bar. Der Keller war früher häufig
das Stiefkind beim Hausbau, aber
auch noch heute ist das manch-
mal bei Sanierungs- und Moder-
nisierungsmaßnahmen der Fall.

Das zeigt sich an feuchten
Wänden und Salzausblühungen
oder sogar an Pilzbefall und
Hausschwamm. Unter abplatzen-
dem Putz nistet sich oft sogar
kleines Ungeziefer ein.

Gründe für die heute vielfälti-
gen Schäden sind nicht nur feh-

lende vertikale und horizontale
Sperren gegen die Erdfeuchte,
sondern auch eine fehlende oder
falsche Be- und Entlüftung der
Kellerräume. Fällt es dann man-
chem Hausbesitzer auf, dass es
im Keller sehr muffig riecht, wer-
den im Sommer gelegentlich die
Kellerfenster geöffnet, im Winter
jedoch wegen der Frostgefahr
wieder verschlossen. Beides ist
nicht gut für das Kellerklima. Bei
der Be- und Entlüftung des Kel-
lers im Sommer dringt warme,
mit Feuchtigkeit gesättigte Luft
in den kühlen Keller ein. Die ein-
gedrungene Außenluft kühlt im
Keller ab und das darin enthalte-

ne Wasser kondensiert an den
Wänden. Deshalb ist eine Lüf-
tung bei kühler Witterung wirk-
samer, denn die kalte Luft ent-
hält geringere Feuchtigkeitsmen-
gen und kann bei ihrer Erwär-
mung im Keller Feuchtigkeit auf-
nehmen.

Richtig ist also, feuchte Keller-
luft gegen Außenluft mit gerin-
gerem absoluten Feuchtegehalt
auszutauschen, indem immer
dann gelüftet wird, wenn es
draußen kälter als im Keller ist.

Weitere Infos: Herr Frank,
Fachberater Bauen, Energie; Tel.:
0395/5683415

Richtiges Be- und Entlüften 
von Kellerräumen

TIPPS VOM ENERGIEBERATER

Spekulationsgewinne aus Veräu-
ßerung von Wertpapieren und
aus Termingeschäften werden
steuerlich anders behandelt als
die aus Immobiliengeschäften.

Spekulationsgewinne von Pri-
vatpersonen sollen ab sofort nur
noch vorläufig besteuert werden,
das heißt: Jeder Steuerbescheid
ab dem Veranlagungsjahr 2000,
der künftig ausgestellt wird, soll
unter der Rubrik – Erläuterungen
– am Ende des Steuerbescheids
diesbezüglich einen Vorläufig-
keitsvermerk enthalten.

Betroffene Anleger müssen
zwar trotz des Vermerks die im
Steuerbescheid festgesetzte Steu-
er zunächst zahlen, aber auf
Grund des Vermerks muss nicht
extra Einspruch gegen den Steu-
erbescheid eingelegt werden.
Sollte die Besteuerung von Spe-

kulationsgewinnen durch das
Bundesverfassungsgericht dann
tatsächlich für verfassungswidrig
erklärt werden, wird den Anle-
gern die zu viel gezahlte Steuer
automatisch erstattet.  Nur auf
Antrag wird den Steuerpflichti-
gen auch die Aussetzung der
Vollziehung gewährt. Das heißt,
die auf die positiven Spekulati-
onseinkünfte entfallende Steuer
muss nicht gezahlt werden. Dies
gilt für Veranlagungszeiträume
ab 1999. Für den Fall, dass das
Bundesverfassungsgericht die Be-
steuerung für rechtmäßig erach-
tet, ist zu berücksichtigen, dass
zum einen die bislang nicht ent-
richtete Steuer, die auf den Spe-
kulationsgewinn entfällt, fällig
wird und zum anderen Zinsen in
Höhe von 6 Prozent pro Jahr ent-
stehen.

Hinweis: Diese Neuerungen
gelten für Spekulationsgewinne
aus der Veräußerung von Wert-
papieren und aus Termingeschäf-
ten, nicht aber für Spekulations-
gewinne, die auf Immobilienge-
schäfte entfallen. Es sollte des-
halb darauf geachtet werden,
dass die Steuerbescheide einen
entsprechenden Vorläufigkeits-
vermerk enthalten. In die Steuer-
bescheide, die Verluste aus Spe-
kulationsgewinnen ausweisen,
wird kein Vorläufigkeitsvermerk
aufgenommen. Bescheide über
die gesonderte Feststellung des
verbleibenden Verlustvortrags er-
gehen insofern endgültig und
bleiben daher auch bei einer spä-
teren Gerichtsentscheidung end-
gültig (BMF-Schreiben vom
31.1.2005, Az. IV A 7 – S 0338 –
8/05).

Vorläufigkeitsvermerk macht Einspruch
überflüssig

SPEKULATIONSGEWINNE

Ist zum Zeitpunkt einer zweckge-
bundenen Geldschenkung bereits
ein notarieller Kaufvertrag über
den Erwerb eines Grundstücks
abgeschlossen, liegt keine mittel-
bare Grundstücksschenkung vor.

Das heißt, auch wenn die Be-
teiligten sich von vornherein ei-
nig sind, dass der geschenkte
Geldbetrag allein zur Kaufpreis-
tilgung eingesetzt werden soll,
kann als Gegenstand der Schen-
kung nicht mehr das Grundstück
selbst angesehen werden. Gegen-
stand der Schenkung ist allein
der Geldbetrag, so der Bundesfi-
nanzhof in einer aktuellen Ent-
scheidung.

Die Grundstückskäufer, zusam-
men veranlagte Eheleute, erwar-
ben in dem zu Grunde liegenden
Fall ein bebautes Grundstück für
damals 280.000 DM. Zehn Tage
nach der Unterzeichnung des
Grundstückskaufvertrages
schenkte die Mutter des Käufers
diesem 90.000 DM zur Verwen-
dung für den Erwerb des neuen
Hauses, in dem die Eheleute eine
Wohnung selbst bezogen haben
und die andere Wohnung an die
Mutter vermieteten.

Entgegen der Auffassung des
Finanzgerichts unterliegt der ge-
schenkte Geldbetrag insgesamt
der Schenkungsteuer und nicht

nur der – regelmäßig – niedrigere
Steuerwert des gekauften Grund-
stücks. Dementsprechend gehört
der Anteil des Kaufpreises für das
erworbene Grundstück, der aus
der Zuwendung gezahlt wurde,
zu den Anschaffungskosten für
die von den Immobilienkäufern
eigengenutzte Wohnung nach
§ 10 e Einkommensteuergesetz.
Außerdem kann den Grund-
stückskäufern der Abzug von
Aufwendungen für eine fremd
vermietete Wohnung nicht ver-
wehrt werden (BFH-Urteil vom
1.6.2004, Az. IX R 61/03).

Geldschenkung nach Hauserwerb

ANSCHAFFUNGSKOSTEN

Wer als Erwerber eines zum Ver-
mieten bestimmten Grundstücks
für den Zeitraum nach dem Über-
gang von Besitz, Nutzen, Lasten
und Gefahren bis zur später ein-
tretenden Fälligkeit des Kaufprei-
ses an den Veräußerer des Grund-
stücks Schuldzinsen zahlt, kann
diese als sofort abziehbare Wer-
bungskosten berücksichtigen.

Dies entschied der Bundesfi-

nanzhof in folgendem Fall: Eine
Gesellschaft bürgerlichen Rechts
erwarb ein Grundstück zur Be-
bauung mit einem Einkaufszen-
trum. Nachdem Besitz, Nutzen,
Lasten und Gefahren des Grund-
stücks bereits vertragsgemäß auf
die Gesellschaft übergegangen
waren, wurde die Fälligkeit der
Kaufpreiszahlung aufgeschoben.
Der Grund für diese unübliche

Vorgehensweise lag in der Absi-
cherung der Grundstückskäufe-
rin, die vor Kaufpreiszahlung zu-
nächst bestimmte grundbuch-
rechtliche und grundstücksver-
kehrsrechtliche Voraussetzungen
abwarten wollte. Den Ausgleich
für diesen Zahlungsaufschub bil-
deten die der Gesellschaft be-
rechneten Zinsen (BFH-Urteil
vom 27.7.2004, Az. IX R 32/01).

Abziehbarkeit von Schuldzinsen vor
Kaufpreiszahlung

WERBUNGSKOSTEN

Einnahmen aus einem Ein-
Euro-Job (auch Mehraufwands-
entschädigung genannt) sind
steuerfrei. Sie werden zuzüglich
zum Arbeitslosengeld II ge-
zahlt und eine Anrechnung auf
das Arbeitslosengeld II erfolgt
nicht.

Durch einen „Ein-Euro-Job"
entstandene Aufwendungen sind
nicht als Werbungskosten ab-
zugsfähig, denn durch diese Ar-
beitsgelegenheiten wird weder
ein Arbeitsverhältnis im Sinne
des Arbeitsrechts noch im sozial-
versicherungsrechtlichen Sinne

begründet. Es liegt insbesondere
auch keine geringfügige Beschäf-
tigung vor. Für den Arbeitgeber
ergeben sich dadurch weder Mel-
de- noch Beitragspflichten (Ober-
finanzdirektion Koblenz, Verfg.
vom 29.11.2004, Az. S 2342 A).

Einnahmen sind steuerfrei

EIN-EURO-JOBS

Wer einer Anlagegesellschaft auf
Grund von Verhandlungen in
seiner Privatwohnung beitritt,
kann sich auf die Verbraucher-
schutzrechte nach dem Haustür-
widerrufsgesetz berufen.

Fehlt es in diesem Zusammen-
hang an einer ordnungsgemäßen
Belehrung über die Widerrufs-
möglichkeiten eines solchen Ge-
schäfts, beginnt die Widerrufs-
frist für den Anleger erst, wenn
von beiden Vertragsteilen alle
vertraglichen Leistungen voll-
ständig erbracht worden sind.
Dazu müssen unter anderem
auch die mit der Beteiligung an-

gestrebten wirtschaftlichen Vor-
teile wie insbesondere die Aus-
zahlung von Gewinnanteilen
oder die steuerlich relevante Zu-
weisung von Verlusten erreicht
sein. Auf die (früher stattfinden-
de) Eintragung des Anlegers in
das Handelsregister sowie die
Zahlung seiner Einlage kommt es
insofern nicht an. Das heißt: Der
nicht ordnungsgemäß belehrte
Anleger kann unter Umständen
noch lange Zeit nach seiner In-
vestition seinen Beitritt widerru-
fen, nämlich so lange, bis ihm
der versprochene Gewinn ausge-
zahlt oder der in Aussicht gestell-

te Verlust zugewiesen worden ist.
Hinweis: Ein wirksamer Widerruf
führt dazu, dass der Anleger
nicht mehr seine Einlage zurück-
verlangen kann, sondern einen
Anspruch auf Auszahlung des
Auseinandersetzungsguthabens
zum Stichtag des Wirksamwer-
dens seiner Widerrufserklärung
hat; etwaige bei ihm bleibende
Steuervorteile sind im Rahmen
von möglichen Schadenersatzan-
sprüchen auszugleichen (BGH-
Urteil vom 18.10.2004, Az. II ZR
352/02).

Beitritt zu einer Anlagegesellschaft lange
widerrufbar

HAUSTÜRWIDERRUFSGESETZ

In der Kranken-, Pflege-, Renten-
und Arbeitslosenversicherung sind
geringfügig entlohnte Beschäfti-
gungen versicherungsfrei. Ob eine
Beschäftigung geringfügig ent-
lohnt und damit versicherungsfrei
ist, wird nunmehr ausschließlich
nach der Höhe des Arbeitsentgelts
beurteilt. Danach ist eine Beschäf-
tigung – sowohl in der Wirtschaft
als auch im Privathaushalt – versi-
cherungsfrei, wenn das regelmäßi-
ge Arbeitsentgelt monatlich 400
Euro oder wöchentlich 93,33 Euro
nicht überschreitet.

Hinweis: Unabhängig von der
Versicherungsfreiheit der gering-
fügig entlohnten Beschäftigun-
gen hat der Arbeitgeber für diese
Beschäftigten 12 Prozent des Ar-
beitsentgelts als pauschalen Bei-
trag zur Rentenversicherung, 11
Prozent pauschalen Beitrag zur
Krankenversicherung sowie 2
Prozent als Pauschbetrag für
Lohnsteuer, Kirchensteuer und
Solidaritätszuschlag (= insgesamt
also 25 Prozent des Arbeitsent-
gelts) an die Bundesknappschaft
als Einzugsstelle abzuführen. Für

die im privaten Haushalt gering-
fügig entlohnten Beschäftigten
reduzieren sich diese Abgaben
auf 5 Prozent des Arbeitsentgelts
als pauschaler Beitrag zur Ren-
ten- und zur Krankenversiche-
rung sowie 2 Prozent als Pausch-
betrag für Lohnsteuer, Kirchen-
steuer und Solidaritätszuschlag (=
insgesamt also 12 Prozent des Ar-
beitsentgelts). Auch diese Beträge
sind vom privaten Arbeitgeber
an die Bundesknappschaft als
Einzugsstelle zu entrichten.

Versicherungsfreiheit hängt nur von Höhe 
des Arbeitsentgelts ab

MINIJOBS

Die steuerschädliche Verwen-
dung von Lebensversicherungen
führt dazu, dass sämtliche Zins-
erträge aus den Sparanteilen der
Versicherungsbeiträge gemäß §
20 Absatz 1 Nummer 6 Einkom-
mensteuergesetz versteuert wer-
den müssen.  Das gilt auch,
wenn ein durch die Lebensversi-
cherung gesichertes Darlehen
nur teilweise steuerschädlich ver-
wendet wurde, so der Bundesfi-
nanzhof. Die Zinsen sind dann

in vollem Umfang steuerpflich-
tig. Mit dieser Entscheidung hat
der Bundesfinanzhof das „Alles-
oder-nichts“-Prinzip der Finanz-
verwaltung bestätigt und ein
steuerzahlerfreundliches Urteil
des Finanzgerichts Münster ge-
kippt (FG Münster, Urteil vom
14.6.2002, Az. 11 K 1154/01 F).

Im Urteilsfall hatte ein Immo-
bilienbesitzer für Baumaßnah-
men ein Darlehen aufgenom-
men. Zur Besicherung und Til-

gung des Darlehens trat er die
Ansprüche aus seiner Lebensver-
sicherung ab. Nach Abschluss der
Baumaßnahmen nutzte er das
Gebäude teilweise zu eigenen
Wohnzwecken und teilweise ver-
mietete er es an fremde Dritte.
Die steuerschädliche Verwen-
dung eines Teils des Darlehens
„infizierte" dabei das Gesamtdar-
lehen (BFH-Urteil vom
13.7.2004, Az. VIII R 48/02).

Folgen der teilweise steuerschädlichen Verwendung

LEBENSVERSICHERUNG
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IM LANDESVERBAND HAUS & GRUND MECKLENBURG-VORPOMMERN E.V. ORGANISIERTE HAUS-, WOHNUNGS- UND GRUNDEIGENTÜMERVEREINE

Telefonnummern, Beratungszeiten und -orte (für Mitglieder und Neuaufnahmen)

Haus & Grund 
Vereine in M-V

Vorsitzende/r Telefon
Sprechzeiten

wann... wo...

Anklam Holger Krüger 0 39 71 / 24 31 30 2. und 4. Di im Monat 16 – 18 Uhr 17389 Anklam Pasewalker Allee 23

Boizenburg Jens Prötzig 03 88 47 / 5 45 26 1. Fr im Monat 19 – 21 Uhr 19258 Boizenburg Schützenstr. 7

Dargun Hinrick Boeck 03 99 59 / 2 03 45 2. Do im Monat 19 – 20 Uhr 17159 Dargun Schulstr. 7

Friedland Norbert Räth 03 96 01 / 2 16 60 Di 9–12 und Do 9 – 12 + 13 – 17 Uhr (od. tel. Ver.) 17098 Friedland Marienstr.17

Graal-Müritz Hans-Jürgen Grönert 03 82 06 / 70 60 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18181 Graal-Müritz Löwenzahnweg 3

Greifswald Eckehard Bürger 0 38 34 / 50 01 59 Mo 17 – 18 Uhr 17489 Greifswald Wiesenstr. 18

Hagenow Günter Westendorf 0 38 83 / 72 22 71 1. Mi im Monat 17 – 18 Uhr (oder tel. Ver.) 19230 Hagenow Fritz-Reuter-Str.11

Malchow Frank Eckstein 03 99 32 / 1 39 53 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17213 Malchow Kurze Str. 23

Neubrandenburg Jens Arndt 03 95 / 4 21 17 49 2. Mo im Monat 17 – 19 Uhr 17033 Neubrandenb. Südbahnstr. 17

Neustrelitz Ursula Peuker 0 39 81 / 20 62 64 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17235 Neustrelitz Louisenstr. 18

Parchim Manfred Paßgang 0 38 71 / 26 51 84 Di 16 – 18 Uhr (oder tel. Vereinbarung) 19370 Parchim August-Bebel-Str.1

Rechlin Jürgen Krämer 03 98 23 / 2 13 97 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17248 Rechlin Müritzstraße 26

Ribnitz-Damgarten Margrid Parr 0 38 21 / 81 29 76 Mo – Fr 8 – 16 Uhr 18347 Ribnitz-Damg. Lange Str. 86

Rostock Bernd Läufer 03 81 / 45 58 74 Mo 17 – 19 und Do 10 – 12 Uhr 18057 Rostock Neubramowstr. 12

Schwerin Monika Rachow 03 85 / 5 77 74 10 Mo 18 – 19 und Mi 14 – 17 Uhr 19053 Schwerin Mecklenburgstr. 64

Stralsund Werner Murzynowski 0 38 31 / 29 04 07 Di und Do 16 – 19 Uhr 18439 Stralsund Am Knieperwall 1 a

Uecker-Randow Michael Ammon 03973 / 43800 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17309 Pasewalk Stettiner Str. 25 c

Waren Özden Weinreich 03 99 28 / 50 26 1. Do im Monat 17 – 19 Uhr (oder tel. Ver.) 17219 Waren S.-Marcus-Str. 45

Usedom (Insel) Dietrich Walther 0 38 36 / 60 04 39 1. Fr im Monat 17 – 19 Uhr (oder tel. Ver.) 17450 Zinnowitz Neue Strandstraße 35

Rügen (Insel) Jochen Richter 03 83 92 / 2 23 17 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18546 Sassnitz Bachstraße 50

Landesverband Haus & Grund® Mecklenburg-Vorpommern

H&G M-V / Präsident Lutz Heinecke 03 85 / 5 77 74 10 Mo 17 – 19 Uhr 19053 Schwerin Mecklenburgstr. 64

Landesgeschäftsstelle Frau Ziesemer 03 85 / 5 77 74 10 Mo 18 – 19 und Mi 14 – 17 Uhr (oder tel. Ver.) 19053 Schwerin Mecklenburgstr. 64

Redaktion LV-Zeitung Erwin Mantik 03 85 / 2 07 52 13 Mo 17 – 18 Uhr (sonst: Tel. 01 72 / 385 89 59) 19053 Schwerin Mecklenburgstr. 64

Rostock Hausverwaltung Regina Vietinghoff 03 81 / 4 90 00 26 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Neubramowstr. 12

Schwerin Hausverwaltung Karin Redmann 03 85 / 5 77 74 08 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19053 Schwerin Mecklenburgstr. 64

Ausführlichen Angaben (Satzungen; Anschriften; Fax; Mailadressen usw.) finden Sie im Internet unter: WWW.HAUS-UND-GRUND-MV.DE

LESERFRAGEN

Liebe Leserinnen und Leser, 

die auf dieser Seite veröffentlichten Fragen und Antworten sind in Kurzform beantwortet und können keines-
falls eine umfassende, individuelle Fach- bzw. Rechtsberatung bei Ihrem regionalen Haus & Grund-Ortsverein
ersetzen. Die Beratungszeiten der 20 Vereine des Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern können Sie aus
der Vereinstabelle (Seite 6 unten) entnehmen.
Falls Sie persönlich Fragen zu aktuellen wohnungspolitischen bzw. mietrechtlichen Problemen haben, schrei-
ben oder mailen Sie an: 
Redaktion Haus & Grund M-V, Mecklenburgstr. 64, 19053 Schwerin,  E-Mail: haus-u-grund-red@t-online.de

Frage: Im letzten Jahr habe ich
das Dachgeschoss meines Einfa-
milienhauses, welches an der
Ostseeküste liegt,  zu einer Ein-
lieger-Gästewohnung ausgebaut
und die Vermietung dem Ge-
meindebüro ordnungsgemäß
gemeldet. Kürzlich besuchte
mich ein Herr von der Landes-
medienanstalt in Bezug auf die
Nutzung von Hörfunk- und
Fernsehgeräten bzw. medien-
tauglichen Computern in mei-
nem Haus. Er behauptete, dass
die Geräte in der Gästwohnung
„Zweitgeräte“ sind, für die ich
nun auch Rundfunkgebühren
zu zahlen hätte. Ist das rech-
tens?

Antwort: Eine Rundfunkgebüh-
renpflicht beginnt mit dem ers-
ten Tag des Monats, in dem ein
Rundfunkempfangsgerät zum
Empfang bereitgehalten wird.
Die zuständige Landesrund-
funkanstalt kann vom Rund-
funkteilnehmer oder von Perso-
nen, bei denen tatsächliche An-
haltspunkte vorliegen, dass sie
ein Rundfunkempfangsgerät
zum Empfang bereithalten und
dies nicht oder nicht umfassend
angezeigt haben, Auskunft über
diejenigen Tatsachen verlangen,
die Grund, Höhe und Zeitraum
ihrer Gebührenpflicht betreffen
(Achter Rundfunkgebühren-
staatsvertrag § 4; in Kraft seit 1.
April 2005). Die Auskunft kann
auch von Personen verlangt
werden, die mit den erstge-
nannten Personen in häuslicher
Gemeinschaft leben. Der An-
spruch auf Auskunft kann im
Verwaltungszwangsverfahren
durchgesetzt werden. Die Lan-

desrundfunkanstalten dürfen
auch Auskünfte bei den Melde-
behörden einholen. 

Eine Rundfunkgebühr ist
nicht zu leisten für weitere
Rundfunkempfangsgeräte
(Zweitgeräte), die von einer na-
türlichen Person oder ihrem
Ehegatten....

1. in ihrer Wohnung oder ih-
rem Kraftfahrzeug zum Emp-
fang bereitgehalten werden, wo-
bei für Rundfunkempfangsgerä-
te in mehreren Wohnungen für
jede Wohnung eine Rundfunk-
gebühr zu entrichten ist; 

2. als der allgemeinen Zweck-
bestimmung nach tragbare
Rundfunkempfangsgeräte vorü-
bergehend außerhalb ihrer
Wohnung oder vorübergehend
außerhalb ihres Kraftfahrzeuges
zum Empfang, bereitgehalten
werden.

Eine Rundfunkgebühren-
pflicht besteht nicht für weitere
Rundfunkempfangsgeräte, die
von Personen zum Empfang be-
reitgehalten werden, welche mit
dem Rundfunkteilnehmer in
häuslicher Gemeinschaft leben
und deren Einkommen den ein-
fachen Sozialhilferegelsatz nicht
übersteigt.

Die Gebührenfreiheit gilt
nicht für Zweitgeräte in solchen
Räumen eines Hauses oder in
Kraftfahrzeugen, die zu anderen
als privaten Zwecken genutzt
werden (Rundfunkgebühren-
staatsvertrag § 5). Auf den Um-
fang der Nutzung der Rund-
funkempfangsgeräte, der Räume
oder der Kraftfahrzeuge zu den
oben genannten Zwecken
kommt es also nicht an. 

Gebührenproblem bei Hör-
funk- und Fernsehzweitgeräten

Frage: Was genau versteht man
unter selbstreinigendem Glas?
Lohnt es sich, beim Einbau neu-
er Fenster dieses Glas zu ver-
wenden?

Antwort: Das ist eine Glassorte
mit einer speziellen Beschich-
tung auf der Außenseite, die ei-
ne dual-aktive Wirkung hat.
Wenn sie Tageslicht ausgesetzt
wird, reagiert die Beschichtung
auf zweifache Weise: Zunächst
zersetzt sie organische Schmutz-
ablagerungen und breitet sich
nachfolgend Regenwasser als
Film auf der Glasoberfläche aus,
werden gelöste Schmutzpartikel

selbstständig entfernt. Aus be-
stimmten Blickwinkeln hat das
Glas aufgrund der Beschichtung
einen etwas stärkeren Spiegelef-
fekt als herkömmliches Glas
und besitzt meist eine leichte
blaue Tönung. Die Beschich-
tung ist dauerhaft in das Glas
eingebrannt – sie wird also nur
dann in Mitleidenschaft gezo-
gen, wenn auch die Glasober-
fläche selbst beschädigt wird, z.
B. durch spitze Gegenstände,
Scheuermittel oder Stahlwolle.
Allerdings ist der Preis der
Scheiben heute noch deutlich
höher als beim herkömmlichen
Glas.

Lohnt sich der Einbau von
selbstreinigendem Glas?

Frage: Mein Nachbar baut an
sein Haus einen Anbau und da-
bei entsteht häufig Maschinen-
bzw. Bauaufzugslärm. Er hatte
mich im Vorfeld über seine ge-
planten Baumaßnahmen infor-
miert. Ich hatte es daraufhin al-
len Mietern meines Hauses mit-
geteilt und um Verständnis ge-
beten, während des Tages mög-
lichst die Fenster geschlossen zu
halten. Jetzt will mein Mieter
die Miete wegen Lärmbelästi-
gung kürzen. Darf er das?

Antwort: Baustellen sind übli-
cherweise nicht dauerhaft orts-
fest und wirken nur über eine
begrenzte Zeit durch Lärmerzeu-
gung auf die Bewohner des Um-
feldes ein. Wenn Sie Ihre Mieter
rechtzeitig informiert hatten
und die Geräuschkulisse den
„üblichen Baulärm“ während
des Tages nicht überschreitet,

wäre er kaum zur Minderung
berechtigt. Zur Beurteilung der
Geräuschimmissionen von Bau-
stellen existiert ein eigenes Re-
gelwerk, die Allgemeine Verwal-
tungsvorschrift zum Schutz ge-
gen Baulärm (VVBaulärmG). Als
wesentlicher Unterschied im
Vergleich zur TA Lärm ist zu
nennen, dass die Beurteilungs-
zeit „Nachts“ nach der VVBau-
lärmG die Zeit von 20.00 Uhr
bis 7.00 Uhr umfasst. Viele Bau-
maschinen unterliegen der 15.
Bundesimmissionsschutzverord-
nung und liegen damit unter
dem zulässigen maximalen Ge-
räuschpegel. Ihr Mieter müsste
also definitiv nachweisen, dass
die Geräusch-Emissionsgrenz-
werte in seinem Wohnraum bei
geschlossenem Fenster über-
schritten wurden. Kann er die-
ses nicht, wäre seine Mietmin-
derung nicht rechtens.

Geräuschimmissionen von
Baustelle

Das Spektrum der Mängel, die in
Wohnungen auftreten können,
ist denkbar breit. Und die Strei-
tigkeiten, die sich aus ihnen er-
geben können, belasten nicht
nur das erforderliche Vertrauens-
verhältnis zwischen Mieter und
Vermieter, sie kosten auch viel
Zeit, Nerven und vor allem Geld.
Enorme Konfliktpotenziale erge-
ben sich zum Beispiel durch
Feuchtigkeit und Schimmelpilz-
bildung, durch kalte und laute
Wohnungen, undichte Fenster,
defekte Sanitäreinrichtungen,
nachbarschaftliche Zwietracht
und viele weitere unangenehme
Überraschungen. Tropft das Was-

ser erst einmal durch die Decke
oder sind die Mietparteien be-
reits bis aufs Blut verfeindet, ist
guter Rat nicht nur teuer, son-
dern oftmals auch schwer zu be-
kommen.

Wer wenig Zeit hat, um sich
persönlich in seiner Rechtsbera-
tung des Haus & Grund®-Vereins
beraten zu lassen, findet als Ver-
mieter im Buch eine Menge guter
Anregungen.

Bestellungen: Vertrieb@Grund-
eigentum-Verlag.de; ISBN 3-
926773-92-8; Kartoniert; 4. Aufl.
2004; 366 Seiten; Preis 19,80
Euro (zzgl. Versandspesen)

Mängel in Mieträumen
Von Harald Kinne

BUCHTIPP

Liebe Leserinnen und Leser, 

der nachfolgende Brief erreichte
unsere Redaktion per Mail zur
Schornsteinfegerproblematik. Im
Abschluss der Beratungen der Ar-
beitsgruppe Schornsteinfegerge-
setz lieferte uns Herr Dipl.-Ing.
D.-G. Herfurth seine Argumenta-
tion zur Sache (in Abstimmung
mit Herrn Murzynowski, Vorsit-
zender von Haus & Grund® Stral-
sund e.V.) zur Veröffentlichung.
Eine konkrete Stellungnahme der
Kommission des Landesverban-
des, die sich mit der Sache befas-
sen sollte, sowie der Bezirks-
schornsteinfegerinnung liegt der
Redaktion noch nicht vor. 

Wir veröffentlichen die elf Ar-
gumente gegen das Berzirks-
schornsteinfegerwesen von
Herrn Dipl.-Ing. D.-G. Herfurth,
Stralsund, der sich als „Bekannt
gegebener Sachverständiger § 29
a BImSchG“ vorstellte (siehe
Bild). Für die vorgebrachten Ar-

gumente im Zusammenhang mit
dem System der „Bezirksschorn-
steinfegermeister“ in der Bundes-
republik Deutschland über-
nimmt die Redaktion der Zeitung
Haus & Grund® Mecklenburg-
Vorpommern rechtlich keine
Verantwortung, sondern erfüllt
damit die Möglichkeit einer frei-
en Meinungsäußerung. Den um-
fassenden Text (9 DIN-A4-Seiten)
können unsere Mitglieder per E-
Mail von der Landesgeschäfts-
stelle erhalten bzw. gegen Erstat-
tung der Druck- und Versandkos-
ten dort postalisch bestellen.

In elf Fragen untersuchte Herr
Herfurth ausführlich „häufig
vorgebrachte Argumente zur
Rechtfertigung des Systems der
Bezirksschornsteinfegermeister"
auf ihre Aussagekraft:
1. Ist die Messung nach dem
BImSchG vergleichbar mit Kon-
trollen der Kraftfahrzeuge beim
TÜV?
2. Ist die Einführung der Schorn-
steinfegergesetzgebung mit der
„Neugestaltung des deutschen

Handwerks ab 1935“ begründbar
und gibt es international ver-
gleichbare Gesetzgebungen?
3. Gibt es Gefahrenpotenziale
bei Lüftungsanlagen, die durch
Kontrollhandlungen des Schorn-
steinfegers festgestellt werden
können, und ist die Einführung
solcher Prüfungen mit dem
Brand im Flughafen Düsseldorf
begründbar? 
4. Unterliegt der Schornsteinfe-
ger Datenschutzregelungen und
ist er im Rahmen seiner Tätigkeit
als staatlich beliehener Unter-
nehmer vereidigt? 
5. Führen die Schornsteinfeger
ihre Tätigkeiten „frei von wirt-
schaftlichen Interessen“ durch?
6. Unterliegen Kohlekessel aus
DDR-Zeiten nicht dem Bundes-
recht, weil sie sonst auf Grund
ihrer „Belästigung“ genehmi-
gungsbedürftig wären, und gel-
ten die §§ 30 und 52 (4)
BImSchG (die die Gebührenfrei-
heit nichtgenehmigungspflichti-
ger Anlagen bei mängelfreier Prü-
fung regeln) nur bei solchen An-
lagen?
7. Werden Feuerungsanlagen
unter 11 kW Nennwärmeleis-
tung und Brennwertfeuerstätten
nach dem Landesrecht jedes
Bundeslandes geregelt?
8. Sind die Handlungen der
Schornsteinfeger bei modernen
Feuerungsanlagen mit der Errei-
chung des Schutzzieles bzw. 
-zweckes gemäß § 1 (2) SchfG be-
gründbar, das hier als Durchset-
zung der Feuersicherheit (Be-
triebs- und Brandsicherheit) auf-
geführt ist?
9. Ist durch die Tätigkeit der
Schornsteinfeger begründet auf
dem SchfG in der BRD eine ver-
besserte und höhere Feuersicher-
heit erreicht worden?
10. Dient die Einrichtung der
Kehrbezirke der durchgängigen
und flächendeckenden Gewähr-
leistung der Feuersicherheit bei
niedrigen Gebühren? 
11. Wird durch die Tätigkeit der
Schornsteinfeger eine Einspa-
rung bei Heizöl und Erdgas er-
reicht?

In der Zusammenfassung wur-
de von Herrn Herfurth festge-
stellt, dass von nichtgenehmi-
gungsbedürftigen Heizungsanla-
gen keine Gefahr ausgeht, die
seiner Meinung nach das Betre-
ten einer Wohnung durch einen
an Heizungsanlagen „nur be-
schränkt qualifizierten, unverei-
digten und keinem Datenschutz
unterliegenden Schornsteinfe-
ger“ unter Zwang entgegen dem
Artikel 13 Grundgesetz, rechtfer-
tigt und somit das Vorhanden-
sein eines weltweit einmaligen
Schornsteinfegergesetzes begrün-
det.

Leserbrief zum System der
Bezirksschornsteinfegermeister

Mietkautionseinbehaltung
Ist ein Mietverhältnis beendet
und der Mieter drängt auf die
Abrechnung sowie Rückzahlung
der Mietkaution, kann der Ver-
mieter, selbst wenn er die Woh-
nung in einem vertragsgemäßen
Zustand zurückerhalten hat, ei-
nen Teil der Mietkaution zu-
rückbehalten. Dann nämlich,
wenn noch eine Betriebskosten-
abrechnung offen ist und man
erwarten kann, dass der Mieter

noch eine Nachzahlung leisten
muss.

Vermieter dürfen von der Miet-
kaution allerdings nur einen Be-
trag in Höhe der Betriebskosten-
vorauszahlung für einen Monat
einbehalten – mehr nicht. Schließ-
lich könne nach Ansicht der Rich-
ter vom Vermieter erwartet wer-
den, dass dieser angemessene Vo-
rauszahlungen vereinbart (Amts-
gericht Köln, 201 C 169/02). 

Online-Nutzungen nehmen 
weiter stark zu
Rund 7,3 Millionen Menschen in
den neuen Ländern haben zu
Hause einen direkten Zugang
zum weltweiten Internet-Com-
puternetz.

Die Zahl der Internetnutzer in
Ostdeutschland sich in den ver-
gangenen zwei Jahren um
350.000 Personen erhöht hat. Es
wird überwiegend für Urlaubsin-
formationen und Online-Einkäu-

fe genutzt. Während in der Al-
tersgruppe von 18 bis 29 Jahre
bereits 87 Prozent das Netz nut-
zen, sind es in der Gruppe der
über 50-Jährigen erst 36 Prozent. 

Über die Aktivitäten des Lan-
desverbandes Haus & Grund®

Mecklenburg-Vorpommern kön-
nen sich Interessierte unter der
Adresse www.haus-und-grund-
mv.de informieren.

Fristlose Kündigung wegen 
Gewalttätigkeit
Ohne ersichtlichen Grund ver-
setzte eine Mieterin aus Köln ei-
ner anderen Bewohnerin einen
kräftigen Schlag ins Gesicht und
verletzte sie zudem am Arm. 

Daraufhin kündigte der Ver-
mieter der „Schlägerin“ fristlos
und reichte die Räumungsklage

ein. Das Amtsgericht Köln (Urteil
209 C 242/99) gab dem Vermieter
Recht. Eine fristlose Kündigung
sei hier gerechtfertigt, da das Ver-
halten der Mieterin befürchten
ließe, dass sie künftig auch noch
anderen Mitmietern gegenüber
aggressiv werden könne.




